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Drucksache VI/708 


Der Parlamentarische Staatssekretär 53 Bonn, den 29. April 1970 

des Bundesministers für Wirtschaft 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Bereitstellung von Bundesfördermitteln für Baden- 
Württemberg 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Jenninger, Dr. 
Häfele, Dr. Miltner, Schulte (Schwäbisch Gmünd) und 
Genossen 

- Drucksache VI/609 - 


Die Kleine Anfrage wird wie folgt beantwortet: 

1. Aus welchen Gründen haben die Bundesausbaugebiete Baden- 
Württembergs bei der Erstellung der Regionalen Aktionspro- 
gramme der Bundesregierung für die Jahre 1970 bis 1975 keine 
Berücksichtigung gefunden? 

Als Anfang 1969 in Bund und Ländern begonnen wurde, die 
regionale Wirtschaftsförderung in die Form Regionaler Aktions- 
programme überzuleiten, waren in Baden-Württemberg nur die 
Kreise Mergentheim und Crailsheim Bundesausbaugebiete. Im 
Zusammenhang mit dem Erlaß der Verordnung über die förde- 
rungsbedürftigen Gebiete im Sinne des § 1 Abs. 2 Nr. 3 des In- 
vestitionszulagengesefzes vom 4. September 1969 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1576) wurden auf Wunsch der Landesregierung 
Baden-Württembergs auch die Kreise Buchen, Münsingen, 
Stockach und Müllheim als Bundesausbaugebiete anerkannt. 
Daraufhin wurden Überlegungen, die Kreise Mergentheim und 
Crailsheim an ein bayerisches Aktionsprogramm anzugliedern, 
nicht weiter verfolgt. Die Landesregierung begann unverzüglich 
mit den Vorbereitungsarbeiten für drei eigene Regionale Ak- 
tionsprogramme, in welche die Bundesausbaugebiete des Landes 
einbezogen werden sollen. Diese Programme werden voraus- 
sichtlich bis Mitte dieses Jahres fertiggestellt sein. 


2. Bedeutet diese Nichtberücksichtigung der baden-württembergi- 
schen Fördergebiete, daß die Bundesregierung der Meinung ist, 
in Baden-Württemberg gäbe es keine förderungswürdigen 
Schwerpunkte und die bisherigen Fördergebiete könnten keine 
erhöhte Förderungspräferenz beanspruchen? 

Wie sich bereits aus der Antwort zur Frage 1 ergibt, sollen die 
baden-württembergischen Bundesfördergebiete in Regionale 
Aktionsprogramme einbezogen werden. 
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3. In welcher Weise beabsichtigt die Bundesregierung, auch die 
Bundesausbaugebiete Baden-Württembergs in den nächsten Jah- 
ren zu fördern, und in welcher Höhe sind hierfür Bundeshaus- 
haltsmittel vorgesehen (aufgeschlüsselt auf die einzelnen För- 
dergebiete für die Jahre 1970 bis 1975)? 

Die Bundesregierung beabsichtigt, die Bundesausbaugebiete 
Baden-Württembergs zunächst im Rahmen der Regionalen Ak- 
tionsprogramme zu fördern. Nach dem Gesetz über die Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruk- 
tur'' vom 6, Oktober 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1861) haben Bund 
und Länder bis spätestens zum 1. Januar 1973 einen gemein- 
samen Rahmenplan zur Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur aufzustellen. Vom Inkrafttreten dieses Planes 
an wird sich die Bundesregierung an der Förderung der betref- 
fenden Gebiete im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe beteili- 
gen. 

Für das Jahr 1970 hat die Bundesregierung dem Land rund 
6 Mio DM aus dem Bundeshaushalt zugewiesen unter dem Vor- 
behalt der parlamentarischen Zustimmung zu den Haushalts- 
ansätzen für die regionale Wirtschaftsförderung. Diese Mittel 
werden ergänzt durch die Investitionszulage nach dem Investi- 
tionszulagengesetz vom 18. August 1969 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1211) sowie durch zinsverbilligte Darlehen der Bundesanstalt 
für Arbeit und des ERP-Sondervermögens. 

Die Aufschlüsselung der Haushaltsmittel auf die einzelnen Ak- 
tionsprogramme erfolgt auf Vorschlag des Landes. Dieser Vor- 
schlag wird im Rahmen der Aktionsprogramme erarbeitet. Er 
liegt dem Bund zur Zeit noch nicht vor. 

4. Gedenkt die Bundesregierung bei der Aufstellung künftiger 
Aktionsprogramme für Baden-Württemberg auch mit den bis- 
herigen Fördergebieten in Zusammenhang stehende, strukturell 
gleichliegende und wirtschaftsschwache Gebiete ohne Rücksicht 
auf Kreisgrenzen zu berücksichtigen? 


Wie der Bundesregierung bekannt ist, beabsichtigt das Land 
Baden-Württemberg, an die Bundesfördergebiete angrenzende 
wirtschaftsschwache Kreise in die Regionalen Aktionsprogram- 
me einzubeziehen. 

An der Abgrenzung der Fördergebiete nach Kreisgrenzen muß 
zunächst festgehalten werden. Die Mangel dieser Abgrenzung 
sind der Bundesregierung bekannt. Wie die Bundesregierung 
bereits in ihrer schriftlichen Antwort vom 20. Februar 1970 auf 
eine entsprechende Mündliche Anfrage ausgeführt hat, ist es 
Aufgabe des nach dem Gesetz über die Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur'' zu bilden- 
den Planungsausschusses, die Abgrenzung der strukturschwa- 
chen Gebiete zu überprüfen und dafür Kriterien zu erarbeiten 
(Bundestags-Protokoll - 6. Wahlperiode - 32. Sitzung - 20. Fe- 
bruar 1970 ~ S. 1532). Der Planungsausschuß wird am 6. Mai 
1970 zu seiner ersten Sitzung zusammentreten. 
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5. Bedeuten die Ausführungen der Bundesregierung unter Num- 
mer 70 des Jahreswirtschaftsberichtes, daß vor dem Jahre 1972 
für die baden-württembergischen Fördergebiete keine Bundes- 
mittel bereitstehen? 

Nein. Das ergibt sich auch aus der Antwort zur Frage 3. 


6. Welche Initiativen hat das Wirtschaftsministerium in Baden- 
Württemberg dem Bund gegenüber ergriffen, um für Baden- 
Württemberg mehr Förderungsmittel zu erhalten, und wie hat 
die Bundesregierung darauf reagiert? 


Wie bereits in der Antwort zur Frage 1 dargelegt worden ist, 
hat das Land Baden-Württemberg bei den Beratungen über das 
Investitionszulagengesetz vom 18. August 1969 (Bundesgesetzbl. 
I S. 1211) und die Verordnung über die förderungsbedürftigen 
Gebiete darauf hingewirkt, daß neue Gebiete des Landes in die 
Bundesförderung einbezogen worden sind. Da die Haushalts- 
mittel des Bundes grundsätzlich nach einem auf der Einwohner- 
zahl in den Bundesfördergebieten basierenden Schlüssel verteilt 
werden, ist damit eine Erhöhung der nach Baden-Württemberg 
fließenden Bundeshaushaltsmittel verbunden. 

Mit der Vorbereitung der drei Regionalen Aktionsprogramme 
hat das Land eine weitere regionalpolitische Initiative entfaltet, 
die dazu führen wird, daß die Fördergebiete des Landes auch 
künftig angemessen an den verfügbaren Förderungsmitteln be- 
teiligt werden. 


Arndt 



